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StaLtsauzeiger für das GroßheyogtumKaden
M 11H Sonntag, den 2» . April u»2 155 . Jahrgang

Expedition :
« arl Friedrich - Straß - Nr . 14 (Fernsprech¬
anschluß Nr . 154) , woselbst auch Anzeigen

in Empfang genommen werden.

Vorausbezahlung : vierteljährlich 3 . M 50 $jl \
durch die Post im Gebiete der deutschen Postverwaltuug , Briefträgergebühr eingerechnet, 3 J & 65
Einrückungsgebühr : die 6mal gespaltene Petitzeile oder deren Raum 25 Briefe und Gelder frei.

Unverlangte Drucksachen und Manuskript»
werden nicht zuriickgcgcbenund es wird keiner¬
lei Verpflichtung zu irgendwelcher Vergütung

übernommen.

Zwatsanzeiger.
Seine Königliche Hoheit der Großherzog

haben S i ch unter dem 17 . April 1912 gnädigst bewogen
gefunden, dem Lokomotivführer Karl Sutor in Offen¬
burg die grosse goldene Verdienstmedaille zu verleihen.

Seine Königliche Hoheit der Großherzog
haben S i ch unter dem 19 . April 1912 gnädigst bewogen
gefunden, die folgenden Auszeichnungen zu verleihen :
das Kommandeurkreuz erster Klasse des Ordens vom

Zähringer Löwen:
dem Königlich Württembergischen Generalmajor von

Knoerzer, Kommandeur der 27 . Kavallerie -Brigade (2.
König! . Württembergischen) ;

die kleine goldene Verdienstmedaille :
dem Kammerlakaien Sandner in Stuttgart ;

die silberne Verdienstmedaille:
dem Schloßgardefeldwebel Döbel daselbst .
Seine Königliche Hoheit der Großherzog

gaben unterm 18 . April 1912 gnädigst geruht , den
ordentlichen Professor der Hygiene an der Universität
Königsberg , Dr . Martin Hahn , mit Wirkung voin
1 . April 1912 zum ordentlichen Professor der Hygiene
und Direktor des hygienischen Instituts an der Uni¬
versität Freiburg zu ernennen .

Seine Königliche Hoheit der Großherzog
haben unter dem 18. April 1912 gnädigst geruht , den
Ober -Postpraktikanten Karl Schäfer aus Wertheim zuin
Postinspektor bei dem Postamt in Lörrach zu ernennen .

Seine Königliche Hoheit der Großherzog
haben unterni 19. April 1912 gnädigst geruht , den Be¬
zirkstierarzt Beterinärrat Philipp Fuchs in Mannheim
aus sein untertänigstes Ansuchen unter Anerkennung
seiner langjährigen treugeleisteten Dienste und unter
Verleihung des Titels Geheinier Beterinärrat auf den
1 . Mai 1912 in den Ruhestand zu versetzen .

Mit Entschließung des Ministeriums des Großherzog¬
lichen Hauses , der Justiz und des Auswärtigen
vom 12. April 1912 wurde der charakterisierte Postsekretär
Karl Heiser aus Philippsburg beim Postamt in Karls¬
ruhe 2 (Bahnhof ) etatmäßig angestellt.

Gestorben:
am 19. April d . I . : Holl, Anton , Kanzleirat , Sekre-

tariatsvorsteher bei der Universität Heidelberg.

Nickt- Amtlicher Teil.
*

Politische Mochenrückvlicke .

Der Reichstag hat in den vier Sitzungen vom 22 . bis
25 . April die erste Lesung der Wehr - und Drckungsvor-
lagen vollzogen. Der Reichskanzler v. Bethmann -Holl -
wcg leitete die Verhandlung mit einer längeren An¬
sprache ein . Die Kerngedanken der Rede waren etwa
die folgenden : Die Gesetzentwürfe sind nicht vorgelegt
im Hinblick auf eine unmittelbar drohende Gefahr . Es
würde ein unberechtigtes Mißtrauen in die einsichtsvolle
und opferwillige Vaterlandsliebe unserer Nation aus -
drücken, wenn zur Begründung notwendiger Rüstungs¬
maßregeln ein naher Krieg an die Wand gemalt würde.
Trotzdenk würden wir gewissenlos handeln , wenn wir
nicht unsere Rüstung auf einem unseren Mitteln und
unseren Kräften entsprechenden Stande erhalten und
stets wieder auf ihn bringen wollten . Daß dieser Ge¬
danke immer mehr Gemeingut der Nation geworden ist,dafür zeugen die zahlreichen Stimmen aus dem Volke
selbst heraus , die eine Vermehrung und Veränderung
unserer Machtmitel fordern . Diese Stinimung beruhtin ihrem Kern nicht auf kriegerischen Gelüsten oder aufdem Wunsche , andere zu bedrohen. Deutschland ist
kriegsbereit, wenn ein Krieg aufgezwungen werden
iollte , Händel aber sucht es nicht . Alle Anzeichen spre¬

chen dafür , daß keine Negierung der Großmächte einen
Krieg mit uns wünscht ; aber die Völker sind vielfach
durch lärmende und fanatisierte Minoritäten in den
Krieg Hineingetrieben rvorden . Diese Gefahr besteht
heute vielleicht in noch höhereni Maße als früher , nach-
deni Öffentlichkeit , Volksstimmung, Agitation an Gewicht
und Bedeutung zugenommen hat . Wehe dem , dessen
Rüstzeug dann Lücken hat ! Nach unserer Wehrkraft be-
mißt nian aber auch unseren Wert als Freunde und
Bundesgenossen, unsere Bedeutung als eventuelle Geg¬
ner , das Gewicht unseres Wortes in internationalen Fra¬
gen, die uns berühren, die Rücksicht, die andere auf un¬
sere Interessen - nehmen. Noch bevor die Wehrvcrstär -
kung zur Tatsache geworden ist, wird eine schnelle und
möglichst einmütige Bewilligung der Erhöhung des An¬
sehens und der Machtstellung der Nation dienen . Wo
etwa im Auslande Berechnungen auf den: Parteihader
in Deutschland aufgebaut werden, da werden sie zu Schan¬
den werden, ebenso wie sie noch immer seit unserer na¬
tionalen Wiedergeburt getrogen haben.

In der Preßerörterung , die sich an diese Rede anschloß ,
ist der Wunsch durchgeklungen, der Kanzler hätte mehr
Leidenschaft und Schwung einsetzen inögen , und es ist an
Bismarcks Rede vom 6 . Februar 1888 gemahnt worden .
Teilweise schien der Wunsch durch das Empfinden getra¬
gen zu sein , weil damals der leitende Staatsmann mit
ungeheuerer Wucht auftrat , weil damals der Zeuge das
Gefühl hatte , einen weltgeschichtlichen dramatischen Au¬
genblick zu erleben , müsse das auch heute der Fall sein.
Dieser Anschauung möchten wir cntgegentrcten . Ein Red¬
ner des Reichstages hat bei der Wehrberatung ausge¬
sprochen : während früher die Parteien sich kritisch zn
Forderungen für Rüstungszwecke verhalten hätten , seien
sie jetzt von vornherein zur Bewilligung bereit . Richtig
ist jedenfalls, daß Bismarck am 6 . Februar 1888 zu ei-
neni Reichstage sprach, der aus einer Reichstagsauflösung
und aus Neuwahlen hervorgegangen war , in denen auf
das Heftigste für das Septennat gestritten war . Nach
innen und auf die Parteien gesehen , sind die Verhältnisse
heute anders . Eine Kampfstellung markieren , die zu-
', ' ächst nicht durch die Sachlage geboten ist , kann nicht die
Ausgabe der Regierung sein . Auf die äußere Lage ge¬
sehen , mag der angedeutete Wunsch eher begreiflich sein.
Wie überhaupt die lebendige Erinnerung an Bismarck
niit Freuden zu begrüßen ist , so wird wohl immer der
Gedanke an die Meisterschaft der Kraftentfaltung durch
das Wort , wie Bismarck sie damals gegenüber anderen
Mächten übte, jedem guten Deutschen eine Stärkung und
Freude sein . Umsomehr dürfte interessieren , zu verneh¬
men, wie sich ein Preßorgan , das für sich in Anspruch
ninimt , das Erbe Bismarcks zu hüten , und das nrehr als
einmal den Nachfolgern Bismarcks seine Mißbilligung
ausgesprochen hat , die „ Hamburger Nachrichten", zu
dem vorwurfsvollen Vergleiche zwischen dem 6 . Februar
1888 und dem 22 . April 1912 stellt. Die „Hamburger
Nachrichten " schreiben : „Gegenwärtig liegt unseres Er¬
achtens kein Anlaß zu einer derartigen wuchtigen und
monumentalen Kundgebung von deutscher Seite vor . Tie
Erfahrungen , die wir in England ini Laufe der Ge¬
schichte gemacht haben, enthalten zwar die dringende Mah¬
nung , ihm niemals zu trauen , und wir sind die letzten ,
die das tun , aber wir meinen, daß augenblicklich kein be¬
sonderer Grund zu Besorgnissen wegen eines Konfliktes
mit England vorliegt . Da aber Frankreich nach mensch¬
licher Voraussicht seinen Revanchesäbel nur ziehen wird ,
wenn es von England , und womöglich auch von Ruß¬
land , unterstützt wird , diese Gefahr aber gegenwärtig
nicht obwaltet, so wüßten wir nicht , was den Reichshkanz-
ler hätte veranlassen können, sich mit einer Nachahmung
der Rede seines großen Vorgängers vom Jahre 1888 zu
versuchen . Im Gegenteil begreifen wir es recht gut , daß
er von den deutschen Rüstungsverstärkungen möglichst
wenig Aufhebens gemacht und sie nicht mit drohender
Kriegsgefahr motiviert hat . Wenn etwas in dem Be¬
dürfnisse Europas im allgemeinen und Deutschlands im
speziellen liegt , so ist es Beruhigung , nicht die Erregung
neuer Kriegsbesorgnisse, und wir verurteilen mit dem
Reichskanzler aufs entschiedenste den Unfug , der von ge¬
wissen Stellen aus mst Alarmnachrichten getrieben wird .
Bismarckisch allein ist es : bereit und stark zu sein, ge¬
gebene Gelegenheiten abzuwarten und zu benutzen, nicht

(Mit einer Landtagsbeilage.)

aber zu droheki und anzurempeln.
" Der letzte Satz dürste

lebhafte Zustimmung verdienen. Wir glauben auch , daß
das Hamburger Blatt dem Gedankengange der Regie¬
rungvertreter nahe koinnit , wenn es das Bestreben fest¬
stellt, von den Rüstungsverstärkungen nicht viel Auf¬
hebens zu machen . Osfekibac war es ihre Absicht , lue
Vorlage nüchtern, sachlich und ruhig zu begründen . Aus
den : ganzen Verhalten des Reichskanzlers ist zu entneh¬
men , daß er im gegenwärtigen Augenblick außerordenl -
lich großen Wert auf die Sache , nämlich die Rüstungs -
verstärkung, dagegen keinen Wert auf laute Kundgebun¬
gen legt.

Der preußische Kriegsmiikister v . Hceringen sowie die
Staatssekretäre des Reichsniarineamts v. Tirpitz und des
Reichsschatzamts Kühn begründeten und erläuterten die¬
jenigen Gesetzentwürfe , die sich ans ihren Amtsbereich be¬
zogen. Dabei kam es zu einem Zusammenstoß zwischen
dem preußischen Kriegsminister und der Zentrumspnr -
tei . Den Anlaß dazu bot eine kaiserliche Kabinertsoider
vom 11 . April 1910 — also zwei Jahre zurückliegend —,die von einein Zentrumsorgan , der „Kölnischen Volks-
zeitung "

, kürzlich veröffentlicht worden war . Die Ka¬
binettsorder bezog sich auf das Verhalten eines Ober¬
arztes der Landwehr I in der württembergischen Stadt
Mergentheim . Unzweifelhaft stellt sich die Kabinetts¬
order auf den Boden des Zweikampfes als einer den
Grundanschauungen des Offizierskorps entsprechenden
Sitte . Doch gibt sie, wenn wir sie recht verstehen, in
höherem Grad als bisher der aus -religiöser Überzeugung
entsprungenen Verwerfung des Zweikampfes Raum .
Man hätte sich daher denken können , daß die Order als
ein Schritt des Entgegenkommens zu den Anschauungender Zweikampfgegner hin aufgcsaßt werden würde . Un¬
richtig erscheint es ferner , wenn in einer formulierten
Erklärung des Zeiktrunis aus der Art , wie der Kriegs¬
minister die Kabincttsorder verteidigte, ein Verstoß ge¬
gen die Rechts der katholischen Christen konstruiert wurde .
Dadurch wird die Angelegenheit auf eine falsche Bahn
geschoben. Tie Zweikampfsitte steht ebenso sehr im Wi¬
derspruch zu den Anschauungen evangelischer Christen ,
nämlich solcher, die eben aus ihrer religiösen Überzeu¬
gung zu einer Gegnerschaft gegen den Zweikainpf ge¬
langt sind . Andererseits gibt es sowohl evangelische wie
katholische Christen, die aus ihrem Glauben nicht jene
Folgerung ziehen . Die Zentrnmserklärung läßt das
Nebeneinander der Anschauungen außer Acht, das nun
einmal in der menschlichen Seele möglich ist . Man darf
überzeugt sein, daß die Beteiligten, vor allem der Kaiser ,die Widersprüche , die vorhanden sind, so auch den Wider¬
spruch zwischen Zweikampfsitte und Rechtsordnung , tiefund schmerzlich empfinden . Ernste Männer pflegen da¬
raus in der Unterhaltung mit Tnellgegnern kein Hehl zu
machen .

Zu dein Ausscheiden des Heidelberger Professors
Czerny aus dem Sanitätsofsizierkorps äkitzerte sich der
Kriegsminister v . Heeringen nach einem zusammen -
fassenden glaubwürdigen Berichte — der stenographische
Bericht liegt noch nicht vor — folgendermaßen : „Der
Generalarzt Czerny hat durch den von dem Abg . Hauß -
niann erwähnten Artikel (des „Berl . Tagebl . " zugunsteneines Zusammengehens mit der Sozialdemokratie )
allerdings angestoßen . Es wurde ihm das mitgeteilt ,und der Generalarzt der Armee bat ihn um eine Unter¬
redung , Herr Czerny ist auf diese Sache überhaupt nicht
eingegangen, und ohne daß seitens der Militärverwal -
tung die Absicht vorlag, ihm auch nur nahezulegen, sein
Abschiedsgesuch einzureichen , hat er es alsbald vorgelegtund mit seinem hohen Alter und mit seinem Gesundheits -
zustand begründet. Im übrigen gehe ich auf diesen Fall
heute nicht näher ein ; ich nehme an , daß in der Kommission
Gelegenheit sein wird, sich darüber näher auseinanderzu -
setzen .

"

.
Die Äußerungen der bürgerlichen Parteiredner lasseneine baldige Annahme der Wehrlage erhoffen. Ein volks¬

parteilicher Redner, der Abg . Haußmann äußerte sich un¬
gefähr folgendermaßen: „Der Abg . Gradnauer (Soz .)sagte, Europa befinde sich in einem besonderen kritischenZustande . Wenn ein Vertreter der äußersten Linken soetwas sagt, so muß man doch dieser besonderen Lage
Rechnung tragen . Es ist eine Pflicht gegen unser Landund vor allem aber auch gegen den Arbeitcrstand , dessen



Ungehörige in ganz besonderer Weise von di -fen Gefah¬
ren bedroht sind , die das Unglück eines europäischen
Krieges heraufbeschwört. Teshalb müssen wir eine Ver¬
mehrung unserer bewaffneten Macht eintreten lassen .

"
Weniger deutliche Fingerzeige empfängt nian ans den
Reden der Abgeordneten iiber die Behandlung des Tek-
kungsvorfchlags. Ein endgültiges , unbedingtes Nein ist
deni Gedanken der Aufhebung des Branntweiystenerkon -
tingents von keiner bürgerlichen Partei entgegengestellt
worden. Auch der Beschluß der Mehrheit des Hauses , die
Branntwcinvorlage einer besonderen Konimission von
28 Mitgliedern und nicht im Verein mit den Wehrvor¬
lagen der Budgetkonimission zu überweisen, läßt sichere
Schlüsse nicht zu . Er entsprach einem Anträge des Abg .
Bassermann (natl .) und von dieser Seite wurde die
Überweisung an eine besoiidere Kommission deshalb emp¬
fohlen, weil dies die Erledigung fördern und beschleu¬
nigen würde . Vom Zentrum wurde mit ziemlich der
gleichen Begründung die Überweisung an die Budget¬
kommission befürwortet . Der Anrtag Bassermann wurde
mit 160 gegen 168 Stiinmen angenommen . Es stimmte
dabei der sogenannte „Großblock " gegen die andere Seite
des Hauses ; er hatte eine Mehrheit von zwei Stimmen ,
doch ist zu beachten , daß mehr als die Hälfte dieses Blocks
von Sozialdemokraten gebildet wurde , also von derjeni¬
gen Partei , die als einzige sich unbedingt gegen die Wehr¬
vorlage und auch gegen den Deckungsvorschlag ausge¬
sprochen hat . Hoffentlich setzen die liberalen Parteien ,
nachdem sie ihren Willen durchgeführt haben, nun auch
ihren Ehrgeiz darein , daß auf diesem Wege wirklich eine
schleunige , sachgemäße Erledigung erzielt wird .

Die Interpellation der Nationalliberalen über den
lew rischen Jesuitenerlaß wurde vom Reichskanzler v .
Bethmaun -Hollweg am 26 . April beantwortet . Er er¬
klärte : Tie Auslegung des Begriffes der „Ordens -
tätigkeit " war bis in die neueste Zeit in sämtlichen
Bundesstaaten im wesentlichen gleich. Der Erlaß der
bayrischen Negierung ist davon abgewichen . Die bay¬
rische Regierung hat nun selbst beiiv Bundesrat einen
Antrag auf Definition der verbotener Ordenstätigkeit
gestellt . Bis zur Bundesratsentscheidutzg bleibt es auch
in Bayern bei der bisherigen Übung , nachher wird für
das ganze deutsche Reich eben der Bundesratsbeschluß
die eiirheitliche Grundlage bilden . Gegen diese Art der
Regelung wurde aus dem Reichstage heraus Wider¬
spruch nicht erhoben.

Die Zweite Kammer des badischen Landtags beendigte
in der vergangenen Woche die Beratung des Budgets
des Ministeriums des Innern . In der Debatte kam
eine große Anzahl von Abgeordneten zu Wort . Im
Vordergründe ihrer Ausführungen standen die Anlehens¬
politik der Städte und die neue Gcmeind-ewahlordnung,
sowie die Streiks in Pforzheim und Rastatt . Der
Minister des Innern , Freiherr zu Bodmsn , ergriff
mehrfach zu längeren Ausführungen das Wort und
beantwortete eingehend die in der Debatte laut gewor-
denen Beschwerden , Wünsche und Anfragen . Aus seinen
Reden seien folgende Stellen hervorgehoben:

Der Gesetzentwurf über die Eingemeindung der
Rheinau wird dem Hause voraussichtlich in Bälde vorge¬
legt werden. Was die von mehreren Rednern bespro¬
chene Anlehenspolitik der Städte betrifft , so sind gesetz¬
liche Grundlagen für den Erlaß des Ministeriums die
Bestimmungen : des § 111 der Gemeinde, und Städteord¬
nung , wonach Anlehen nur zugelassen sind für notwendige
oder höchst nützliche Ausgaben , für welche andere
Einnahmen nicht zur Verfügung stehen , des
i? 167, wonach die Haildhabung der Staatsaufsicht über
die Gemeiildeverwaltung sich darauf erstreckt, daß die
gesetzlichen Schranken der den Gemeinden zustehcnden
Befugnisse lischt überschritten werden und daß die den
Gelneinden gesetzlich obliegenden öffentlichen Verpflich¬
tungen erfüllt werden , lind des § 160 , wonach die Staats¬
genehmigung erforderlich ist zu denjenigen Kapitalaufnah -
inen, welche auch der Zustimmung des Bürgerausschusses
ullterliegen . Der Minister wies ferner nochmals darauf hin,
daß es durchaus der Absicht derRegierung entspreche , wenn
die Städte zu den in dem Erlaß vom 7 . Juli 1911 er¬
örterten Fragen der städtischeil Anlehcnspolitik Stellung
nehinen. Die Regierung glaubt mit ihrer endgültigen
Entschließung um so eher zuwartcn zll können , als sie
die Gewißheit haben darf , daß die Städte in voller Er¬
kenntnis der Notwendigkeit rind schwerwiegel ',den Bc-
delltuug der angeregteil Fragen auch ihrerseits bereit
sein werden , Maßnahmen zuzustimmen, die nicht so sehr
den Zweck verfolgen , einer übermäßigen Inanspruch¬
nahme deS Anleiheniarktes durch städtische Anlehen zu
begegnen, als vielmehr einer unwirtscklaftlichen . Ver¬
mehrung der Schulden im Interesse der Erhaltung der
Leistungsfähigkeit der Städte auch gegenüber größeren
zukünftigen Allfgaben wirksamer zu steuern. Tie erfreu¬
liche Eiltwicklung der Städte wäre gewiß ob » e eine An¬
lehenspolitik lischt möglich gewesen . Die Städte sind vor
große Arifgaben gestellt worden zu einer Zeit , als sie noch
nicht so leistungsfähig waren , wie jetzt und konnten eine
ganze Anzahl dieser Aufgaben nur auf dem
Wege der Anlehenspolitik löscii . Ob im einzelnen
nicht luehr Maß zu halten gewesen wäre , das
ist eine andere Frage . Aber darauf allein kommt es
ja auch für die Zukunft an : Es handelt sich nicht daruiii.
daß wir den Städten verbieten wollten, Schulden
zu machen , sondern es soll eine größere Vorsicht
bei der Anlehenspolitik obwalten . Ter Abgeordnete

Vogel hat mit^ Recht hervorgehoben, daß diese Vor¬
sicht auch schon bei den Städten — aber nicht
bei jeder in gleichem Maße — schon eingesetzt hat und
daß insbesondere in Mannheim ein ' großer Teil der Ge¬
danken , die in deni Erlaß niedergelegt silld, bereits
früher hervorgetreten und in Vollzug gesetzt wordeil ist .
Es ist ja auch in anderen Staaten nach deilselben Grund¬
sätzen verfahren worden. So haben die größeren Staa¬
ten dilrchweg , Preußen , Sachsen, Bayern , Württemberg
und Hessen, ganz ähnliche Grundsätze für die Ge-
nehlnigung der städtischen Anleihen aufgestellt, Preu¬
ßen schon seit vielen Jahren . Übrigens silld nicht nur
andere Negierungen , sondern es silld auch die Städte
selbst, und zwar nicht nur einzelne Städte auf dieselben
Gedanken gekommen , wie sie in dem Erlaß dargelegt
sind , es hat auch auf dem deutschen Städtetag in Posen
im September 1911 der Vorstand des Städtetags
seinen Mitgliedern empfohlen, außerordentliche Be¬
dürfnisse durch Fondsbildung zu decken und dadurch das
Anschwellen von Anleihen zu vermeiden, somit also in¬
direkt den Kursstand zu heben . Der Vorstand erkannte
an , daß die bisherige Finanzwirtschaft in den Städten
wie im Staat bei dem verhältnismäßig geringen Reich¬
tum unseres Volkes nicht anders verfahren kollnte .
Für die Zukunft aber liege die Sache doch etwas anders ,
denn der Reichtum unseres Volkes sei erheblich gewach¬
sen und daniit auch die Erkenntnis , daß es arif die Tauer
nicht angeht , die Abtragungen hoher Lasten der Zukunft
zuzuweisen. Deshalb sei zu wüllschen , daß eine all¬
mähliche Wandlung in der Deckuirg sogenannter außer¬
ordentlicher Bedürfnisse erfolgt . „Schulen , Krankenhäuser,
Parkanlagen , Badeanstalten und allerlei derartige
Unternehmungen , die keine unmittelbare Rente bringen ,
sondern meist noch erhebliche Zuschüsse fordern , sollen ,
so betonte der Vorstand des Städtetages , künftig nicht
mehr aus Anleihen genommen, sondern es sollen für
ihre Deckungen jährlich entsprechende Beträge in das
Budget eingestellt werden . Jedenfalls sollen die Über -
schüsse eines Rechnungsjahres nicht mehr zur Deckung
der laufenden Ausgaben des folgenden Jahres ver¬
wendet, sondern jenen Fonds zugewiesen werden. Zahl¬
reiche Städte sind übrigens in dieser Art , außerordent¬
liche Bedürfnisse zu decken , bereits vorangegangen .

"
Es ist richtig, daß in Mannheim die Erträgnisse der
eigenen Einnahmen den Schuldendienst nach dem Vor¬
anschlag von 1911 um nicht weniger als rund 270 000 Di .
übersteigen. In den anderen Städten ist es aber keines¬
wegs durchweg so . In Karlsruhe ergibt sich beim Ver¬
gleich der eigenen Einnahmen mit dem Schuldendieust
eine Unzulänglichkeit von 329 000 M . , in Freiburg von
740 000 M . und in Pforzheim von 620 000 M . Arlßerdem
aber ist hier doch die Frage zu stellen : Sind nicht diese
eigenen Einnahmen der Städte zu einem Teil nichts
anderes als verschleierte Steuern ? Wenn die Städte
vom Gaswerk , vom Elektrizitätswerk usw. erheblich mehr
erzielen, als die Selbstkosten einschließlich Verzinsung
und Tilgung erfordern , wenn sie also reine Überschüsse
erzielen, so müssen das doch die Abnehmer in der Ge¬
meinde bezahlen, sie müssen über die Selbstkosten der
Gemeinde hinaus bezahlen, und damit leisten sie
eine Abgabe. Das Verlangen einer verstärkten
Tilgung , nämlich 1 *4 Prozent statt 1 Prozent , ist durch¬
aus gerechtfertigt. Zahlreiche andere Städte haben bereits
eine solche verstärkte Tilgung , und auch im Reiche ist
man bemüht, eine verstärkte Tilgung eintrcten zu lassen .
Für das Verlangen spricht aber auch die Erwägung ,
daß viele Städteanlehen keineswegs nur oder keines¬
wegs vorwiegend für werbende Anlagen gemacht werden.
In Mannheini iytm Beispiel ist über die Hälfte der
Schulden für uichtwerbende Anlagen gemacht worden.
Es spricht ferner dafür , daß in diesen Anlehen eine
Reihe von Ausgaben stecken , deren Gegenstand aufge¬
braucht und zu erneuern ist . ehe die Tilgungsfrist für
das Anlehen abgeiaufen sein wird . Übrigens hat über
die Frage der verstärkten Tilgung , wenn es sich niu
Obligationen , uni Jnhaberpapiere bandelt , lischt allein
daS Ministerium des Innern zu befinden, sondern auch
das Justizministerium und das Finanzministerium .
Diese beiden anderen Ministerien haben nun ihrerseits
auch auf eine verstärkte Tilgung gedrungen . Was den
Tilgungszwaug aubetrifst , so ist die Genieindeverwal-
tung nicht so unabhängig wie die Staatsverwaltung , sie
ist eine gewählte Verwaltung , sie ist abhängig von den
Wünschen ihrer Wähler , und wenn gar kein Tilgungs¬
zwang besteht , so ist die Versuchung eine außerordentlich
große, Ausgaben zu machen , für welche man sonst Anlehen
aufnehmen müßte . Teshalb kann die Regierung darauf nicht
eingehen, daß von jedem Tilgungszwang abgesehen wird .
Der Abg . Vogel hatte tvciter bemängelt , daß wir ver¬
langt haben, die Erncucruugssvnds sollten flüssig ange¬
legt werden. Er hat gemeint , dieses Verlangen .gehe
dahin , daß sie in Staatspapiercn anzulegen seien . So
ist das nicht zu verstehen ; es ist damit nur gemeint , daß
die Ernenerungsfonds verfügbar sein müssen , so daß sie
wirklich zu ihrem Zweck verwendet werden können . Nun
ist in Mannheim unter anderem ein Teil eines Erneue¬
rungsfonds zmn Ankauf von Aktien der O . E . G . ver¬
wendet worden . Dieser Betrag ist damit der Verwendung
entzogen, denn die Stadt Mannheim kann auf diese
Aktien nicht verzichten , sid kann sie nicht veräußern , denn
diese Aktien sind die Grundlage ihres Einflusses in der
O . E. G . , sind ein wesentlick)er Bestandteil der ganzen
Einrichtung , dieser sehr interessanten und großzügigen
Interessengemeinschaft, die die Stadt Mannheim dort
eingegangen hat . Der Abg. Vogel hatte schließlich gesagt,
es laufe bei diesem Erlaß auf das Bestreben hinaus , den

Wettbewerb der Städte a«f dem Geldmarkt zu beseitigen .
Es ist ohne weiteres zugegeben, daß einer der Gründe ,
welche zur Vorsicht mahnen , auch der ist , daß die Über¬
schwemmung des Anleihemarktes mit Werten preis¬
drückend wirkt , aber nicht nur auf Reichs - und Staats¬
anleihen , sondern auch auf Gcmeindeanleihen selber. Ein
Interesse daran , daß der Kurs der Reichs - und Staats¬
papiere sich hebt, hat doch jeder deutsche Staatsbürger ,
auch die Einwohner der Städte . Deshalb ist eine Maß¬
nahme, die auch diesen Zweck im Auge hat , deswegen
nicht zu verurteilen , und man kann deshalb nicht wohl
von einem Wettbewerb und von einer Ungerechtigkeit
gegen die Städte sprechen . Man darf doch überhaupt
solche Anschauungen nicht einmal aufkeinien lassen , als
ob ein Gegensatz bestünde zwischen den Städten einer¬
seits und dem Staate andererseits : beide sind aufein¬
ander angewiesen, beide verfolgen dieselben Zwecke, beide
sollen im Einvernehmen zusannnenwirken. — Der Abg .
Kölblin hatte gesagt, unsere Bäder seien an der
Grenze der Leistungsfähigkeit angelangt . Ein Man¬
gel an Therinalwasscr besteht nicht ; jedenfalls ist
das Bedürfnis nicht dringend . Ter Abgeordnete
Geck hatte darüber geklagt, daß die badischen
Beamten , bic itjrcii dienstlichen Wohnsitz im Auslände
haben, also in Basel, in Schaffhansen usw . , kein Wahl¬
recht zum Landtag haben, und er hat genicint , man solle
durch eine Novelle ihnen dieses Wahlrecht geben . Tie
Vorschrift, daß wahlberechtigt nur derjenige ist , der sei¬
nen Wohnsitz im Großherzogtuin hat , stcht in der Ver¬
fassung. Es würde also einer Abänderung der Verfassung
bedürfen/ um dem Wunsch , den ich an und für sich berech¬
tigt halte , zu entsprechen . Das hohe Haus weiß aber,
welche Bedenken dagegen bestehen , daß umn wegen eines
Einzelpunltes die Verfassung ändert . Tie Erfüllung dee
Wunsches wird also zuriickgcstellt werden müssen bis zu
einer etwaigen sonstigen Verfassungsrevision .

Was den Streik irr Rastalt anbelangt , so hatte der Abg .
Geck behauptet , daß doch die Polizei nicht unparteii ' ch
verfahren sei , und ferner auch die Iluparteilichkeit des
Ministers selbst in Zweiscl gezogen , ja direkt in Abrede
gestellt , soirohl in Rastatt , als nachher beim Pfor -zheimer
Streik . Damit hat er , wie der Minister ar .s-
führte , eine sehr schwere Beschuldigung erhoben ;
denn cs ist selbstredend die erste Pflicht eines Ministers
und der staatlichen Behörden ,

-Unparteilichkeit zu üll ' n ,
insbesondere auch in den wirt -schaftiichen Känipsen, in. den
Lohnkämpfen eine durchaus neutrale Stellung einzn-
nehmen. Der Minister ist sich aber nicht bewußt , daß er
oder daß die ihm unterstellten Beamten einen solch . : :
Vorwurf verdient hätten . Die Aufgabe, sich in derartigen
Situationen unparteiisch zu halten , ist eine sehr schwie -
rige , denn es bedarf für die untergeordneten Organe
nicht nur , sondern es bedarf auch für den Leiter de -
Verwaltung eines raschen Entschlusses , «für wo unter¬
geordneten Organe in Situationen , die mitunter schwie¬
rig oder gefahrdrohend sind , und es ist recht schwer, da
immer die richtige Grenze zu finden . Der Abg . Geck
hatte eine ungleiche Behandlung und Beurteilung zu¬
nächst darin zu finden geglaubt , daß der Minister gegen
über dem Unternehnier in Rastatt kein Wort der Ver¬
urteilung gefunden Hätte . In der Rede des Miuincrs
hat es sich aber nicht darum gehandelt , Stellung zu
nehmen zu der Natur und Ursache des Streiks , und
Recht und Unrecht für die verschiedenen Teile abzu-
wögen, sondern es hat sich darum gehandelt , den An¬
griffen entgegenzntreten , die der Abg . Kolb gegen das
Verwaltnngspersonal gerichtet hat und die ebenfalls
dahin gingen , daß das Verwaltnngspersonal die ivm
gezogenen Grenzen nicht cingehaltcn habe. Ter Minister
ist der Ansicht , daß es nicht seines Amtes ist , darüber
abznurteilen , ob ein Unternehmer oder ob die. Arbeiter
bei einem Lohnkampf im Recht oder im Unrecht gewesen
sind . Er kann deshalb auch jetzt ein derartiges Urteil
nicht abgcben, und das um so weniger , als man bei der
Beurteilung auch der llnternehmer in solchen Fällen
doch eine gewisse Vorsicht walten lassen muß . Gegen den
bekannten Revers , den die Arbeiter auf Wunsch des
Unternehmers unterzeichnen sollten, ist in der Debatte
eingewendet worden , daß das gegen die guten Sitten
verstoße , und daß das eine Betonung des Herrenstand-
Punktes sei . Rechtlich betrachtet, steht es dein Unter-
nchmcr frei , ob er organisierte Arbeiter beschäftigen will
oder icicht. Ter Minister hält im übrigen den Herren¬
standpunkt nicht für den richtigen ; er hat diese Auf¬
fassung bei allen Gelegenheiten nicht mir selbst ansgc-
sprochen , soiidern auch die Folgerung daraus gezogen,
indem er bei allen dieseir Lohnkämpfen sich bemüht hat,
eine Vermittlung eintretcn zu lassen , einen Ausgleich
herbeiziiführeii. Nicht nur in Rastatt ist das geschehen ,
auch in Pforzheim iind in Mannheim . Doch
ist der Herrenstandpnnkt nicht nur zu verur¬
teilen auf der Seite des Arbeitgebers , sondern
auch auf der Seite des Arbeiters . Auch die
Arbeiter stellen - sich auf den Herrenstandpunkt . „Alle
Räder sieben still , ivenn dein starker Arm es will !

"
Weiter ist dein Minister seine Stellung gegenüber
den Hamburgern uiid die Stellung der Behörden gegen¬
über den Hainburgern zum Vorwiirf gemacht wordeii .
Es ist vollkornnien zn begreifeii, daß eine große Erbitte¬
rung in den Kreisen der Arbeiter eintritt , wenn der¬
artige Leute, die von einem Streitbnreau eigens für
diesen Zweck gestellt werden , beigezogen werden. Aber
es muß gleichwohl daran festgehalten werden, daß der.
Minister verpflichtet ist , auch solche Leute gegen Gewalt¬
tätigkeiten zu schützen . Ter Minister ging dann im glei¬
chen Zusammenhang auf mehrere kritische Bemerkungen



des Abg ." GM ein und ' betonte nochmals die bereits m
seiner ersten Rede von der vergangenen Woche gemachten
Feststellungen . Wenn aber der Abg . Geck, so bemerkte
der Minister zum Schluß seiner diesbezüglichen Aus¬
führungen , auf China und auf Marokko Bezug genom¬
men und gesagt hat , „Krieg ist Krieg " , so mutz man dem
ganz entschieden entgegentreten . Das ist es ja gerade :
Wir leben im Frieden , und es ist Aufgabe der Polizei ,
dafür zu sorgen , daß bei derartigen wirtschaftlichen
Kämpfen nicht die Grundsätze des Krieges zur Anwen¬
dung gelangen , in welchem man Körper gegen Körper
zu kämpfen hat und den Gegner körperlich zu vernichten
sucht. Es ist sehr bedenklich, wenn derartige Grundsätze
ausgesprochen werden . (Da ein Teil der Politischen
Wochenrllckblicke wegen zu großen Stoffandranges zurück¬
gestellt werden muß , werden wir die weiteren Ausführun¬
gen des Ministers in unserer Montag -Ausgabe behandeln .
D . Red .)

Am Freitag wurde in die Spezialdebatte eingetreten ,
in deren Verlauf der Minister und die Negierungs¬
kommissäre mehrere kleinere Anfragen beantworteten .
Das Budget des Ministeriums des Innern wurde noch
in derselben Sitzung angenommen . Am nächsten Mon¬
tag Nachmittag beginnt das Haus mit der Beratung des
Budgets des Großh . Hauses und der Justiz .

Die Erste Kammer hielt gestern ihre 9. Sitzung ab.
Das Haus erledigte ohne Debatte und zwar zustimmend
das Budget für Gewerbeaufsicht und Durchführung der
sozialen Gesetze , sowie die Gesetzentwürfe 1 . betreffend den
Staatsvertrag mit Württemberg wegen Erstellung der
Bahnverbindungen Weisenbach—Kloster Reichenbach und
Breiten —Kürnbach, 2 . betreffend die Aufhebung der Be -
amtenwitwenkasse . Es folgte u . a . die Beschlußfassung
über die Petition der Grund - und Hausbesitzervereine
wegen Änderung der Kirchensteuer und die Petition des
Jmkervereins Freiburg um staatliche Unterstützung . In
beiden Fällen wurde Übergang zur Tagesordnung be¬
schlossen. Die Vorsitzenden der Budget - und Petitions¬
kommission erklärten , daß Beamtenpetitionen , soweit sie
sich auf eine Änderung des Beamtengesetzes beziehen,
nicht berücksichtigt werden können.

Reichstag .
Berlin , 26 . April .

Am Bundesratstisch Reichskanzler v . Bethmann -Holl -
toeg , Staatssekretär des Innern Delbrück, Staatssekre¬
tär im Reichsschatzamt Kühn und Staatssekretär Dr .
Lisco im Reichsjustizamt , bayerischer Bundesratsbevoll¬
mächtigter Lerchenfeld, Wahnschaffe und andere . Prä¬
sident Dr . Kämpf eröffnet die Sitzung um 1 Uhr 16
Minuten . Auf der Tagesordnung stehen zunächst Wahl -
prüfungen . Ohne Debatte werden für gültig erklärt die
Wahlen der Abgeordneten Brandes -Halberstadt (Sozial¬
demokrat), Angerpointner (Zentrum ) , Dr . Beizer (Zen¬
trum) , Meyer - Celle (National !.) und Astor (Zentrum ) .
Es folgt die Interpellation der Nationalliberalen betref¬
fend den Vollzug des Jesuitengesetzes .

Tie Interpellation lautet : Erstens : Erkennt der Herr
Reichskanzler in dem Erlaß des Königlich bayerischen
Staatsministeriums des Innern an die Königlichen Regierun¬
gen betreffs Vollzugs des Jesuitengesetzes «ine Verletzung des
Ncichsgesetzes vom 4. Juli 1872 und der Bekanntmachung des
Reichskanzlers vom 15. Juli 1872 ? Zweitens : Welche Schritte
gedenkt der Herr Reichskanzler gegenüber diesem Vorgehen der
Königlich bayerischen Staatsregierung zu tun , um das Kaiser¬
liche Recht zur Überwachung der Ausführung der Reichsgesetze
zu wahren ?

Der Reichskanzler v. Bcthmann -Hollweg erklärt sich
zur sofortigen Beantwortung der Interpellation bereit .

Abg . Jnnck (Natl .) :
Nufere Interpellation steht auf staatsrechtlicher unanfecht¬barer Grundlage . Es handelt sich hier um eine auffällige

Verletzung der Reichsgesetze . Der Erlaß war vertraulich und
damit vielleicht noch gefährlicher als ein nicht vertraulicher
Erlaß . Solange Reichsgesetze bestehen, entspricht es der Ver¬
pflichtung der Einzelstaaten , sie dem Reiche zum Gehorsam und
zur Achtung der Gesetze , sowie auch dem Geiste nach zu erfül¬len. Eine mildere oder strengere Auslegung eines Gesetzes
gibt es nicht . Entweder wird es richtig oder nicht richtig ange¬
wendet . Gewiß gibt es einzelne Bestimmungen , die der sub¬
jektiven Auffassung des Richters einigen Spielraum lassen , soder Begriff der öffentlichen Ordnung und der guten Sitten .Aber in dieser Frage , wie sie hier vorliegt , gibt es nur eine
Auffassungsmöglichkeit: Missionen abzuhalten ist ein »rdens -
geistliches Verbot. Zu diesen Missionen muß man aber auchdie Kongresse rechnen, die fast stets einen religiösen Charakter
haben und die deshalb im Gegensatz zur Auffassung der bay¬
rischen Negierung stehen. Wir sind der Ansicht , daß nicht bei
jeder Differenz ein Eingreifen der Reichsaufsicht erwünscht
ist. In diesem Falle aber wäre es nötig gewesen, da nicht
untergeordnete Behörden sich eines Verstoßes schul¬
dig gemacht haben , sondern ein grundsätzlicher Erlaß einer
Zentralbehörde .eines Bundesstaates vorlicgt . Dieser Erlaßkann als erster Verstoß gegen die kirchcnrechtliche Gesetzgebung
angesehen werden.

Reichskanzler v . Bethmann -Hollweg :
Das Jesuitengesetz vom 1 . Juli 1872 schließt die Angehö¬rigen des Ordens der Gesellschaft Jesu und verwandte Ordenund Kongregationen vom Gebiet des Deutschen Reichs aus

und untersagt die Errichtung von Niederlassungen . Auf Grund
des § 3 des Gesetzes , der bestimmt , daß die zur Ausführungund Sicherstellung des Vollzugs des Gesetzes erforderlichen
Verordnungen vom Bundesrat erlassen werden , hat der Bun¬desrat ausweislich der Bekanntmachung des Reichskanzlers v . 5.Glni 1872 beschlossen, daß der Orden der GesellschaftJesu vom
Deutschen Reiche ausgeschlossen ist , den Angehörigen dieses Or¬dens die Ausübung einer Ordenstätigkeit , insbesondere in
Kirche und Schule , sowie die Abhaltung vou Missionen nicht
?u gestatten ist . Im Bundesratsprotokoll zu diesem Beschlußllt folgender Satz angefügt worden : Ter erfolgte Beschlußwurde mit dem selbstverständlichen Vorbehalt gefaßt , daß er¬
bangende und abändernde Anordnungen getroffen tverden,
^venn im Laufe der Zeit auf Grund der bei der Ausführung"es Gesetzes gemachten Erfahrungen die Notwendigkeit des

Erlasses weiterer Bestimmungen sich Herausstellen sollte Eine
bestimmte Definition des Begriffs Ordenstätigkeit war hier¬
nach vom Bundsrat nicht gegeben worden. Trotzdem ist die
Auslegung dieses Begriffs bis in die .neueste Zeit in sämtlichen
Bundesstaaten im wesentlichen eine gleiche gewesen. (Hört,hört ! links) Darnach hat man jede Art seelsorgerischer Tä¬
tigkeit, jede Art von prirsterlichrr Funktion als einen Akt der
Ordenstätigkeit betrachtet und nur das Lesen sogenannterPrimizmeffen als zulässig erachtet, soweit sie den Charaktervon Familienfeiern tragen , weiter das Lesen stiller Messenund das Spenden von Sterbesakramenten gestattet , soweit nicht
Landesgesetze entgegenstanden. Auch sogenannte Konferenz¬borträge religiösen und sozialen Inhalts sind unter gewissen
Voraussetzungen tatsächlich zugelassen oder geduldet worden,sofern sie in profanen Räumlichkeiten stattfanden .Zu einer hiervon abweichenden Auslegung ist , wie bekannt,neuerdings die bayrische Regierung gekommen, die unter dem
11 . März angeordnet hat, daß zu der verbotenen Ordenstätig¬keit in Zukunft nicht gerechnet werden sollen die sogenanntenKonferenzvorträge, wenn sie in kirchlichen Räumen stattfindenund die Gelegenheit zum Empfang der Sterbesakramente da¬mit verbunden ist. Eine so verschiedene Auslegung und An¬
wendung eines Reichsgesetzes ist selbstverständlich nicht an¬gängig. (Beifall links. ) Ich habe infolgedessen, als mir dieseAnordnung der könglich baherischen Regierung zunächst durchdie Presse bekannt wurde, sogleich an die bayerische Regierungdas amtliche Ersuchen gerichtet, mir den Wortlaut der in der
Presse als geheim bezeichneten Anordnung mitzuteilen . Die
königlich bayerische Regierung ist diesem Ersuchen nachgekom¬men und hat mch unmittelbar darauf wissen lassen, daß sie be¬
absichtige , beim Bundesrat einen Antrag auf Definition derverbotenen Ordenstätigkeit zu stellen. Die königlich bayerische
Regierung hat diesen Entschluß sofort ausgeführt . Dem Bun¬desrat liegt ein bayerischer Antrag vor, den Begriff der ver¬botenen Ordenstätigkeit zu definieren . Dafür , daß bis zumErgehen des Bundesratsbeschlusses auch in Bayern die Anwen¬
dung und Handhabung des Gesetzes auf Grund der bisher im
ganzen Deutschen Reiche bestehenden Übung weiter erfolgt , hatdie königlich bayerische Regierung Vorsorge getroffen . Hiernach,meine Herren , ergibt sich eine absolut einfache und klare Sach-
lage . (Sehr wahr ! rechts.) Bis zum Ergehen des Bundes¬
ratsbeschlusses wird Z 1 des Jesuitengesetzes im ganzen Deut¬
schen Reiche auf Grund der bestehenden Übung gleichmäßig an¬
gewandt werden, und für die Zeit darnach wird der vom Bun¬
desrat gefaßte Beschluß die einheitliche Grundlage bilden . Bei
dieser Sachlage glaube ich, die Diskussion über die dem Be¬
griff der Ordenstätigkeit oder verbotenen Ordenstätigkeit zu¬kommende Definition meinerseits den bevorstehenden Bundes¬
ratsberatungen Vorbehalten zu sollen . (Sehr richtig ! und Bei¬
fall .)

Bayerischer Bundesratsbevollmächtigter Graf von
Lerchenfeld:

Herr Dr . M . Jnnck hat meiner Regierung Gesetzesverletzung
vorgeworfen, wenn er dies später auch etwas eingeschränkt hat
insofern, als er von einer objektiven Verletzung sprach . Ichkann nur erklären, daß die bayerische Regierung sich innerhalbdes Rahmens des Gesetzes gehalten hat . Der Erlaß war
allerdings vertraulich, aber gleichzeitig mit und vor dem Erlaß
hat die bayerische Regierung den Bundesregierungen von ihrem
Vorhaben Kenntnis gegeben . Die bayerische Regierung hatdas getan , was sie tun nmßte. Sie hat sich an den Bundesrat
gewendet, an die Stelle, die zur Definition der Gesetze und
für deren Ausführungen kompetent ist . Auf die übrigen Ans -
fürungen des Abg . Dr . Jnnck möchte ich nicht weiter eingchen,weil ich es nicht für richtig halte , in diesem Stadium eine Be¬
gründung des bayerischen Erlasses zu geben. Der Bundesrat
hat jetzt das Wort, ich will nicht vorgreifen . Die bayerische
Regierung hat so verfahren, wie sie verfahren konnte. (Wider¬
spruch bei den Natl ., Bravo im Zentrum .)

Auf Antrag des Abg . Bassermann (Natl .) findet eine
Besprechung der Interpellation statt.

Abg . Blos (Soz .) :
Das Jesuitengesetz muß beseitigt werden . Wir wären zuder Interpellation nicht gekommen , wenn man diesen Torso

beseitigt hätte.
Abg . Dr . Spahn (Zentrum ) :

Bayern hat aber durchaus so gehandelt , wie es im Rahmen
seiner Vollmacht lag. Wenn der Orden auch aufgelöst ist, so
trifft das Verbot doch nicht die Tätigkeit , die auf dem priester -
lichen Charakter der Jesuiten beruht . Damit haben sie nichts
zu tun .

Abg . Graf v . Westarp (Kons.) :
Wir sind der Ansicht , daß die bayerische Regierung nicht

innerhalb der Grenzen der ihr verfassungsmäßig zustehenden
Rechte sich gehalten hat . Ausführungsbestimmnngen können
nur vom Bundsrat erlassen werden.

Abg . Dove (Fortschr.) :
Zwischen der Erklärung des Reichskanzlers und des Vertre¬

ters der baherischen Regierung war eine Unstimmigkeit . Die
Stellung des Reichskanzlers gegenüber den Einzelstaatcn muß
möglichst gestärkt werden .

Abg . Merlin (Reichsp .) :
Der Erlaß der baherischen Regierung widerspricht nicht nur

dem Sinne des Gesetzes , sondern auch der bisherigen Praxis .
Der Reichstag hat daher darauf zu achten , ob die Überwachung
der Durchführung der Gesetze in der richtigen Weise gehand-
habt wird .

Dr . Ortmann (Natl .) :
Die Erklärungen des Nechskanzlers waren nickt imstande ,

die Beunruhigung , die weite Kreise der Bevölkerung ergriffen
hat (Widerspruch und Zuruf im Zentrum : Die von Ihnen
verursacht worden ist ! ) , nein , auch der Katholiken ergriffen ^ hat ,
zu beseitigen. Die Rechtslage bezüglich des Jcsuitengcsetzcs
war seit vierzig Jahren klar und wiederholt haben die Bundes¬
staaten ihre Zustimmung zu der gemeinsamen Praxis gegeben.

v . Morawski (Pole ) :
Das Jefuitengefctz wird schärfer gehandhabt , als es der Ge¬

setzgeber wünschte . Eine mildere Auffassung Bayerns war
durchaus am Platze.

Abg . Gröber (Zentrum ) :
Dem Abg. Dr . Junck dank ich für seine objektive und ein¬

wandfreie Begründung . Der Bundesrat sollte bei seiner dem-
nächstigcn Tätigkeit prüfen , ob es überhaupt berechtigt ist, eine
Ordenstätigkeit als solche zu verbieten.

Nach einer kurzen Äußerung des Abg . Lw . Mumm
(Wirtsch. Vgg .) betont Abg . Dr . Junck (natl .) :

Ich bleibe dabei , daß eine Differenz zwisck'.n der Auffassung
Bayerns und der Reichsrcgicrung besteht und darin muß Klar¬
heit geschaffen werden . Bayern ist über seine Befugnisse hin -
ansgcgangen.

Damit schließt die Debatte . — Es folgt die Fortsetzung
der am vergangenen Samstag abgebrochenen zweiten Le¬
sung des Etats der Reichseiscnbahncn.

Abg . Lifting (Fortschr .) :
Die Unzufriedenheit der Elsatz - Lotbrinqer mit der großen

Entfernung der Zcntrallcitung ihrer Bahn ist erklärlich , lim

die Schwankungen in den Einnahmen bei den ReichSetsenvah-neu zu vermeiden, ist die Schaffung eines Ausgleichfonds not¬wendig, wie er bei anderen Eisenbahnvcrwaltungen besteht.
Abg . Tr . Weil (Soz .) :

Elsaß -Lothringen sollte endlich mit den übrigen Reichsteilen
gleichgestellt werden. Die Frage der strategischen Bahnen solltenunmehr erledigt sein.

Darauf wird die Weiterberatung auf Samstag 11 Uhr
vertagt , außerdem Etat des Reichskolonilamtes .

Grossberzogtum Waden.
Karlsruhe , 27 . April .

Seine Königliche Hoheit der Großherzog erteilte heute
vormittag von 10 Uhr an folgenden Herren Audienz :
deM Prorektor der Universität Professor Dr . Oltmanns
in Freiburg , dem Geheimen Kommerzienrat Dr . Reiß
in Mannheim , dem Oberlandesgerichtsrat Storz in
Karlsruhe , dem Hofrat a . D . Bopp in Freiburg , den
außerordentlichen Professoren Dr . Hellpach, Dr . Ubbe-
lohde und Dr . Skita an der Technischen Hochschule , den
Betriebsinspektoren Dr . Pfefferte und Dr . Roser in
Karlsruhe , dem Rektor Dr . Beinert in Lahr , dem Pro¬
fessor Dr . Leiber in Breisach, dem Bezirkstierarzt Dr .
Gerspach in Karlsruhe und dem E . Sachs in Neckar¬
gemünd . Hierauf meldeten sich : Major Koch, beauftragt
mit der Führung des Jägerregiments zu Pferde Nr . 3,
bisher beim Stabe des Jägerregiments zu Pferde Nr . 5 .
und Oberstleutnant a. D . Graf Berghe von Trips , bisher
Kommandeur des 3 . Schlesischen Dragonerregiments
Nr . 16.

Nachmittags hörte Seine Königliche Hoheit die Vor¬
träge des Geheimerats Dr . Freiherrn von Babo , des
Finanzminisiers Dr . Rheinboldt und des Ministers
Dr . Freiherrn von Bodman .

Werteste Wcrchvrchten und Mesiegrcirnrns .
Berlin , 27. April . Das Militärwochenblatt meldet :

Prinz Oskar von Preußen , Leutnant im ersten Garde¬
regiment zu Fuß , und vou Bock und Polach , Leusinant
und persönlicher Adjutant des Prinzen , sind während
der diesjährigen Unterrichtspause der Kriegsakademie
zur Dienstleistung beim ersten Garde-Feldartillerieregi¬
ment kommandiert.

Paris , 27 . April . Ans Tanger wird gemeldet , daß die
Gärung im Gharbgebict zunehme. Nach Arbaua seien
mit dem Rittmeister Vary zwei Kompagnien Kolonial¬
infanterie und eine Maschinengewehrabteilung als Ver¬
stärkung geschickt worden . Doch sei es sehr fraglich , ob
diese Verstärkungen genügen werden. Die Rückwirkung
der Ereignisse von Fez und die Meuterei von Arbaua
werden sich besonders bald auch in Nordmarokko fühlbar
machen, und man könne nicht leugnen , daß bereits unter
den europäischen Ansiedlern in Tanger eine gewisse Be¬
unruhigung Platz gegriffen habe. Wenn diese auch nicht
ganz gerechtfertigt sein möge, so täte die Regierung doch
gut daran , durch Entsendung einiger Kriegsschiffe die
Besorgnisse der Europäer zu zerstreuen.

London , 27 . April . Wie das Reutersche Bureau erfährt
findet zwischen den Mächten ein Gedankenaustausch über
die Westmächteanleihe Chinas -statt. Die Vertreter der
interessierten sechs Finanzgruppen werden im Mai vor -
aussichtli ch in London zusammentreten. _

Verantwortlich für die Redaktion:
Chefredakteur C . N m e n d in Karlsruhe .

Druck und Verlag:
B . Braun sche Hofbuchdruckerei in Karlirirhs"
MnderglückH
doppeltes Ellernglück l
Das haben wir so recht erfahren, nachdem unser TöchterchenLotte Scotts Emulsion mit so überraschend gutem Erfolg ge¬nommen hat . Die Kleine, die mit einem sehr geringenGewicht, als sehr zartes Geschöpfchen zur Welt kam , erhielt das
Präparat vom dritten Lebensmonat ab und hat sich daraufhin
ausnehmend schnell gckräftigt. Jetzt ist die Kleine 13 Monatealt , läuft nicht nur allein und ganz sicher herum, sondern istsogar imstande, ihren Spielwagcn, sowie ihren eigenen Kinder¬
wagen selbst zu fahren. An Gewicht hat das Kind ständig
zugeiiommm und bekani die ersten zwei Zähnchen, ohne daßwir etwas davon merkten .

_ Auch die geistigen Fähigkeiten derKleinm haben sich so entwickelt , daß jedermann darüber staunt .
Mitteilung» ™ Serrn iinb firau Echregr,Postbeamter. Berlin N. M,Aüer,'trotze16 , , l„ den 26. Januar 1911.

Scotts Emulsion
Beim Einkauf verlange man ausdrücklich Scotts Emulsion. Es istvre Marke ^ Scott ''

. welche, feit über 30 Jahren eingeführt, für dieGute und Wirkung bürgt.
© cot ts Emulsion wird von uns ausschließlich im großen verkauft, und zwarnie lose nach Gewicht vvn Maß . sondern nur m versteqeUen Drminaiflafcöen itlKarton mN unserer E chntzmarle (Mcher mit dem Torjq ). Scott & Bowne .G . in . v. H., Frankfurt a . M.
Bestandteile : Feinster Medizmal-Lebertran 1*0,1 prima Glyzerin 50,0, unter -phos ; .horigsaurer Half 4,3 , untervtzorvhorig' ar.rrtz Natron S.0. puw . Tragant 3,0,,ernster arab . | )ulc . 2,0, -Wasser 129,u, Alkosiol 11,0. JüissiU AsosuuiföcLmMston mit 3irot % äPtaufcl* mch Gamcheriaol 2 Tropfen.

^ ,w

En gros. 3uliii5 6trai| , Msraie . En detail.
Größtes Spezialgeschäft in Besatzartikeln , aller Arten Besatz -
stoffen , Passementerien, Spitzen , Knöpfen , Weihioaren, Hand¬
schuhen , Strümpfen , Krawatten, Fächern , Sportjacken, Mützen

Ständiger Eingang von Ncnhcitc». — Telephon 372.
Musen , Unterröcke usw . sehr preiswert . C.44



Wir geben hierdurch Kenntnis von dem nach kurzer ,
schwerer Krankheit erfolgtem Hinscheiden unseres Aufsichtsrat-
mitgliedcs, des Herrn

Oberregierungsrat a . D.

Heinrich Schräder
Ritter hoher Orden.

Her Entschlafene hat seit Gründung unserer Aktien - Gesell¬
schaft unserem Aufsichtsrat angehört und war stets und unermüd¬
lich bereit , mit seinem reichen Wissen , mit seinen großen Er¬
fahrungen unserer Gesellschaft zur Seite zu stehen.

Seine große Herzensgute und seine gewinnende Freundlichkeit
machen für uns den Verlust noch besonders schmerzlich.

Wir werden dem verehrten Heimgegangenen allezeit ein treues
Andenken bewahren , 0 .598

Dyckerhoff 3t Wädntann A.-G.
Der Aufsichtsrat . Der Vorstand .

Biebrich a. Rh ., Karlsruhe , April 1912 .

Weltbekanntes Hotel u . Badehaus I. Ranges
(gegenüb. d . Kurhaus u . Kgl . Hofiheater ) neu er¬
bautu . eingerichLWohnungen m . eig . Bad , 2 groß .
Badhäuser, direkter Zulauf aus den Wiesbad .

Thermen , alle medizinische Bäder und heilgymnastisches Institut . Durch seine Südlage auch für

Ulinterkuren besond. geeignet. Vornehmstes Familienhaus . Im Winter ermäSigte Preise.
Zimmer mit einem Bett v . 4 M , m . 2 Betten v . 8 M. Vollständ . Pension v. 10 M. Man verlange Prosp .

Itoaurioi liMii

Verkehrsverein für Karlsruhe
Seit dem Jahre 1904 besteht dahier ein
Verkehrs verein . Er ist ein vaterstädti¬
scher Verein , der sich die Aufgabe ge¬
stellt hat , Verschönerungen , Verkehrs¬

verbesserungen und - Erleichterungen anzv regen , Stadtführer und -Pläne herauszu¬
geben , Reklameschriften ins nähere und weitere Land hinauszusenden , kurzum für
unsere Stadt Verkehrspropagaada zu treiben , um damit Fremde herbeizuziehen
und ihnen durch sachkundige Auskunft über die hiesigen Verhältnisse den Aufent¬
halt in unserer Stadt angenehm und nützlich zu gestalten . Er fördert dadurch den
guten Ruf, den Badens Residenz auf geistigem , künstlerischem , industriellem und
geselligem Gebiete genießt , und hilft zugleich , die wirtschaftliche Lage aller an
dem Fremdenverkehr interessierten Kreise verbessern .
Stadt und Bürgerschaft müssen es als eine wichtige Aufgabe betrachten , diesen
Verkehr möglichst zu heben und damit zum Wohlstand und zur Stärkung der
Steuerkraft aller Einwohner beizutragen .
Der Fremdenbtsuch Karlsruhes wächst zwar von Jahr zu Jahr , er bleibt aber doch
hinter dem manch anderer kleinerer Städte zurück , in der bedeutendere Mittel für
Propagandazwecke zur Verfügung stehen als hier .
In den bekannten Ländern des Fremd , nverkehrs , in der Schweiz , in Frankreich ,
Italien , Oesterreich und Belgien , werden alljähilich viele Hunderttausende von den
Verkehrsvereinen und Behörden für die Hebtrg des Fremdenverkehrs ausgegeben ,
um ebensoviele Millionen dafür zu verdienen .
Der hiesige Verkehrs verein war während seiner 8 jährigen Tätigkeit hauptsächlich
auf die Beiträge der Stadtgemeinde angewiesen und er konnte daher verhältnis¬
mäßig nur beschränkte Aufwendungen machen . Um aber nach dem Vorbilde
anderer Städte eine großzügige Propaganda entfalten zu können , bedarf er der
Mitwirkung weiterer Kreise .
Der Unterzeichnete Vorstand richtet daher an die Bewohner Karlsruhes die
dringende Bitte , die Ziele des Vereins durch Erwerbung der Mitgliedschaft ( Min¬
destbeitrag 3 - - Mk., für Behörden , Gesellschaften und Vereine nach Verein¬
barung ) oder durch Spendung größerer Beiträge zu unterstützen .

Karlsruhe , im April 1512 . C .537
Der geschäftsleitende Vorstand :

Leopold Koelsch , Stadtrat, Jul . Lacher , Oberstadtsekretär,
I . Vorsitzender . Schriftführer

AnmpIdlinO ' Pn von Mitgliedern nehmen entgegen die Auskunfts -
n .lilIlCiUUllgCll stelle des Verkehrsvereins , Rathaus , Eingang
Hauptportal , Zimmer 2 , und der Kiosk beim Hotel Germania .

G . Braunsche Hofbuchdruckerei u . Verlag , Karlsruhe

Soeben erschien :

Gemeinde -Betriebe
der Haupt - u . Residenzstadt Karlsruhe i . B.

und deren Beamten - und Arbeiterschaft
Von Dipl.-Ing . Dr . phil . ALBERT BLUM . Preis Mk. 3 .60.

Sachgemäß und frei von jeglichem rhetorischen Aufputz wird neben der zum Teil vierzigjährigen
Entwicklungsgeschichte der städtischen Betriebe ihre Verwaltungsorganisation , die Preisfrage
für Gas- , Wasser - und Eiektrizitätsbezug und ihre finanzielle Bedeutung im städtischen Budget
eingehend behandelt . Dies konnte um so nachdrücklicher geschehen, als die Karlsruher Werke ge¬
radezu musterhaft organisiert und verwaltet sind . Allerdings wird vom Verfasser ein Gebiet be¬
schritten , das bisher kaum oder nur unzulänglich behandelt worden ist. Ein besonderer Abschnitt
ist der rechtlichen und sozialen Stellung der städtischen Beamten - und Arbeiterschaft
gewidmet . So darf das lehrreiche Buch das Interesse weiter Kreise , sowohl der technischen und
kaufmännischen Fachmänner als auch der Sozialpolitiker in Anspruch nehmen und wird
ihnen wertvolle Dienste leisten . 42 .V

Zu beziehen durch jede Buchhandlung und direkt vom Verlag .

A
Viktor Merkle

Kaiserstr . 160 Tel . 175

Käse :
echten Emmentaler , Tilsiter ,
Edrmir , alten Holländer
(Gouda ) , reifen Münsterkäse ,
La trappe,Roquefort,Gorgon¬
zola , engl . Stilton , Chester ,
Rencbener Rahmkäse, Lip¬
tauer , garniert , Spunden- und
Kräuterkäse . Harz. Stangen¬
käse , Gervais , creme d ’lsny,
Romadur, Briekäse in

Portionen .
Parmp " * " Reibkäse
(Schwe er), bes tlers milde
Camer berts , anze , halbe

uuu .. . i/ortionen .

Freiburger Salzbrezeln ,
Pumpernickel , Käsestangen ,
Salzstangen , Bussybiskuits ,
Bauernbrot , Sanitasbrot ,
Graham - , Steinmetzbrot ,

schwed . Nationalbrot.

Feinste Allgäuer Süssrahm -
Tafelbutter , Gebirgstrocken -

Kiilch ohne Zuckerzusatz,
kondensierte Milch .

Feinstes Nizza - Olivenöl,
Tafelöl ohne Beigeschmack,
echten Weinessig , Estragon¬

essig ;
süssen Senf , rheinisch . Senf ,
franz . Senf mit Kräutern ,
Weinsenf , der */4 Liter Maß -
Krug 50 Pfg . <7 590

Essig - und Salzgurken ,
Mixed- Pickles .

EmilSchmidtüClS;

Ingenieure
für sanitäre

Telephon 70

Zentralheizungen
n .

'
Anlagen

Ausstellungsr . Kaiserstr. 209
Techn,Bureau : Hebelstr . 3

WMlWWitMW .
a . Streitige Gerichtsbarkeit .

SUOS .2 .1 . Mannheim . Tor
SIficitt Franz Schüft in Mann¬
heim, Prozetzbevollmächtigter:
Rechtsanwalt Diesch daselbst ,
klagt gegen den Agenten Hu¬
go Jordan , früher zu Mann¬
heim, jetzt an unbekannten
Orten , unter der Behauptung ,
das; der Beklagte c3 wider¬
rechtlich unterlassen habe , die
bei der Diskontierung von 4
Wechseln erhaltenen Geldbe¬
träge an den Kläger abzulie -
fcrn , und beantragt die gegen
Sicherheitsleistung vorläufig
vollstreckbare Verurteilung des
Beklagten zur Zahlung von
1447 M . 78 Pf . nebst 5 Proz .
Zinsen vom Tage der Klage¬
erhebung an unter Kostcn -
solge.

Der Kläger ladet den Be¬
klagten zur mündlichen Ver¬
handlung des Rechtsstreits
vor die III . Zivilkammer des
Grofcherzoglichcn Landgerichts
zu Mannheim auf
Dienstag , den 25 . Juni 1912,

vormittags 9 Uhr,mit der Aufforderung , einen
bei dem gedachten Gerichte zu¬
gelassenen Anwalt zu bestel¬
len.

Zum Zwecke der öffentlichen
Zustellung wird dieser Auszug
der Klage bekannt gemacht .

Mannheim , 22 . April 1912 .
Der Gcrichtsschreiber des

Gros-Herzoglichen Land¬
gerichts.

Bekanntmachung.
V .142 . Kenzingen. In dem

Konkurse über das Vermöge»
des Händlers und Wirts
Pius Wacker in Nordweil
soll mit Genehmigung des Ge¬
richts Schlußverteilung erfol¬
gen . Dazu sind 852 M . 98
Pf . verfügbar . Zu berücksich¬
tigen sind 129 M . 20 Pf . be¬
vorrechtigte und 4999 .29 Mark
nichtdevorrechtigte Forderun¬
gen.

Die Gebühren und Ausla¬
gen des Verwalters wurden
auf 200 M . festgesetzt.

Kenzingen, 27 . April 1912.
Der Konkursverwalter :

Hauler .

- c
Für den

WM- und Soli- Rinili
empfehlen sich :

Smitoriinn AlpircM
bei Freudenstadt (Schwarzwald )

für Nervenleiden und innere Krankheiten
Prospekte . Besitzer und leitender Arzt : Dp « WUrz «

Das ganze Jahr geöffnet I

ültlHIIltl Norddorf . Seehospiz . Christliche Er -
lliliriini bolungshäuser . Kein Trinkgeld . Volle Pension von
llllll Ulli Mk. 4 .— an . Prospekt frei . C .108

» Mi mm
Mine , ai - und Moorbad, Luitkurort (bad . hchwarzwamj 500
tu . ü . M ., Station Oppenau . Bedeutend vergrößert . Neuester
Komfort. Zentralheizung . Hygienisches Einfamilienhaus (D . R.P.
Dreh . Abel) . In geschützter, waldieich. Gebirgslage. Ozonj . staubfr .
Höhenluft . Altber . Eisen - , Magnesia u . Natronsäuerlinge , welche
zu den stärksten radium - u . lilhiumhaltigen kalten Quellen Deutsch¬
lands zählen . Außer Trink - und Badekuren spezielles Heilverfahren
für Magen-, Darm - und Nierenleid . Prospekte durch Badearzt Dr.
Merk, sowie Besitzer M. Huber. C .I1G5

Dorlnn Dnrlnn fHausVol *1, Inh. R. Angerstein,Schloßstr . ll .
KfllH ’ il - llfllil ' II I*1 der Nähe der Bäder u. des Kurhauses sowie des
UiiUull UUUull Schloßgart . Ruh . Haus , herrl . Fernsicht . Schöne

Zimm . v. M . 1 .50 an, prachtv . Speisesaal , Gart . , elektr . Licht , ff. Pens ,
inkl . Zimm . v . M . 5 .50—8 -— . Vollkommen renov. Prima Referenzen .

Badgastein
Radioaktivste
Therme der

Welt ,
im Kronlami Salzbu rer, Oesterreich , Ilauptstet d .Tauernbah n,boch-
aipine , windgesehützte Lage (1012) inmitten reicher Koniferenwal¬
dungen . Vorzüglich wirksam hei Alter .sgebreehen,Krkrankungen <i .
Nervensystemen , des Kückenmarkes , bei Gicht , Rheumatismen ,Nieren -, Klasen- u . Frauenkrankheiten .Inhalation der natüd .Kadio-
Kuianation uninittelb .a .d .Thermen .ModernsteHeübehelfe inmech .,
physikaI .u .elekl .Ther *.pie .lMnfaclieu b.verwohnte ^tenAnspi üc !it*n
genügen 85HoteSsu.Logierhäuser,v .denen fastalleThermalbadei be¬
sitzen . Ausgedehnte , seiten schöne Promenaden . Ausk .u .Frospoktc
durch d . Kurverwaltung , ln unmittelb . Nähe Luftkurort BÖckstein.

Rad Rriirhnai ! Scbloß -Hotet, Ehemals Besitztum S . M . König
UOU ul Uünclluli Ludwig I . v. Bayern . Schönste Lage des Badeorts.

Bevorzugter Sommeraufenthalt . Prospekte einfordern . C 434

Hotel „ Bellevue ", Obbürgen
Gutes bürgerl . Haus . Höchst romantische
Lage . Waldungen . Pension von M . 5 -—
an . Saison April—Oktober . Prospekte .
C .511 L. Schneider .

i
nfnüldlrnn (Scll 'veiz) - Grand Hotel Royal an der Haupi -
iSII ' rlnKrII Promenade . Prächtiger Neubau mit jeglichem Kom-
lllul lUilUll fort . Vorzügliche Küche (auch Diät -Küche ). Zimmer

von M. 3 .—, .Pension von M. 7 .— aufwärts . C . Lichtenberger .

Bad Kiederbronn i . fls.
am Kurplatz . — Quellen . — Bäder . — Cafe. — Billard . — Restau¬
rant . — Lebende Forellen — Garage. — Pension . — Große Säle.
— Famil . u . Vereine Ermäßig . — Gr. Gärten , u . Sammlung . — Volle
Pension in III . Etage 5-50 M . — Prosp . frei . H . Hueber - Mattllis ,

P
fnffjUn ( Züricher Oberland ) 650 m . ü . Meer . Famiiienpension
1QIIInUll „ WaEdfrieden “ , dir . am Tannenwald . Henl . ßlkkauf
See u . Alpen . Bäder (a .Sonnenbäder ). Zentralheizg . , elekt . Licht . Pen¬
sion v . 4 Frs . an . Das ganze Jahr geöffnet . Prosp . Familie Eppeier .

Tu . Hotel Bären und Adler
unmittelbar am Wald . Großer schattiger Garten,
Mäßige Preise . Prospekte . F. J .Wangart - Qruber .

8ÄW Prospekte gratis durch die
[ C .587 ] P- adeVerwaltung .

ist der Preis für eine

Paradiesbettstelle
mit patentiertem Sprungfeder - Rost
im Holzrahmen (konkurrenzlos ) mit
Holzwänden im Kopf und Fussteil
und in feiner , in dieser Preislage von
keinem sonstigen Fabrikat erreichter
Ausführung . — Bei Bedarf in
Fremdenbett — Bett für
Heranwachsende Kinder —
einfachem Aussteuerbett —
Personalbett etc .
BtfT sollten Sie nur diese Bett¬
stelle kaufen.
Auch Röste , Matratzen aller Art ,
Steppdecken , zerlegbare Ober¬
decken , Kissen etc. sollten S:e nur in
HBT* zeiigemässem grossartig ver¬
bessert . Paradies - System anschaffen.

Paradiesbetten -Niederlage 3
Reformhaus z . Gesundheit , L. Neubert

Karlsruhe , Kaiserstrasse i22 .
Cd 96
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